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AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
BERATUNGSSTELLEN GEGEN RECHTSEXTREMISMUS, 
RASSISMUS UND ANTISEMITISMUS  
Christian Sowa, Till Sträter, Olga Janzen und Sonja Haase 

ZUSAMMENFASSUNG 

Angesichts steigender Fallzahlen rechtsextremistisch, rassistisch und antisemitisch motivierter Straftaten und 
Übergriffe wird zivilgesellschaftliche Beratungsarbeit gegen Extremismus immer wichtiger. Angebote der Mobi-
len Beratung, der Opfer- und Betroffenenberatung und der Distanzierungs- und Ausstiegsberatung konnten in 
den vergangenen Jahren wichtige Unterstützung für Betroffene leisten, Aussteigende begleiten sowie Präventi-
onsarbeit durchführen. Das Working Paper betrachtet die aktuellen Rahmenbedingungen der Beratungsarbeit 
aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“. Basierend auf einer Fokusgruppendiskussion mit Vertreter*in-
nen von Beratungsstellen, Interviews mit den koordinierenden Landes-Demokratiezentren sowie Dokumen-
tenanalysen, zeigt das Paper, dass die Arbeit der Beratungsstellen – trotz der geleisteten Arbeit, einer zuneh-
menden Professionalisierung und Institutionalisierung – vor multiplen Herausforderungen steht. Dazu zählen ein 
starker Anstieg von Beratungsfällen, komplexer werdende Problemlagen sowie zunehmende Bedrohungslagen 
in der Beratungsarbeit. 

Schlagwörter: Beratungsstellen, Opferberatung, Mobile Beratung, Ausstiegsberatung, Rechtsextremismus, Ext-
remismus, Prävention, Demokratieförderung, Bundesprogramm „Demokratie Leben!“, Bedrohungslagen, Lan-
des-Demokratiezentren 

 
ABSTRACT 

In view of rising numbers of crimes and attacks motivated by right-wing extremism, racism, and anti-Semitism, 
civil society advice and counseling against extremism is becoming increasingly important. In recent years, the 
services of mobile advisory (Mobile Beratung), victim support services (Opfer- und Betroffenenberatung) as well 
as exit and deradicalization work (Distanzierungs- und Ausstiegsberatung) have provided important support for 
those affected, have accompanied people to leave extremist groups, and have carried out prevention work. This 
working paper examines the current conditions of advice and counseling against extremism under the federal 
program “Demokratie leben!” (Live Democracy!). Based on a focus group discussion with representatives of ad-
vice and counseling centers, interviews with coordinating federal state democracy centers (Landes-Demo-
kratiezentren), and document analyses, the paper shows that – despite the work being done, increasing profes-
sionalization and institutionalization – advice and counseling centers face multiple challenges, including a sharp 
rise in the number of cases and requests, increasingly complex problems to address, as well as growing threats 
to the work of the centers. 

Keywords: advice and counseling centers, victim support services, mobile advisory services, exit and deradicali-
zation work, right-wing extremism, extremism, prevention, democracy promotion, federal program “Live Democ-
racy!”, threat scenarios, federal state democracy centers  
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ZENTRALE ERGEBNISSE   

 

• Beratungsstellen gegen (Rechts-)Extremismus, Rassismus und Antisemitismus leisten wichtige 
Unterstützung für Betroffene und bieten Ausstiegs- und Präventionsarbeit an. 

• Beratungsanfragen steigen kontinuierlich und können mit den vorhandenen Ressourcen der Be-
ratungsstellen nur noch schwer bearbeitet werden.  

• Die Fallarbeit der Beratungsstellen wird komplexer und Problemlagen der Zielgruppen verschär-
fen sich. Zunehmende innergesellschaftliche Konflikte, eine Radikalisierung immer jünger wer-
dender Menschen – in sozialen Medien und im Umfeld von Schulen – prägen die Arbeit der Be-
ratungsstellen. 

• Bedrohungslagen sowie Versuche rechtsextremer Akteure, Parteien und Medien, die Beratungs-
arbeit zu delegitimieren, nehmen zu. Beratungsstellen reagieren mit dem Erstellen von Schutz-
konzepten, was Ressourcen bindet. 

 

 

 

 
 



1. Einleitung 

Rechtsextremistische, rassistische und antisemiti-
sche Straftaten sind im Jahr 2024 weiter angestie-
gen und erreichen neue Höchststände (BKA 2025; 
VBRG 2025). Auch das Personenpotenzial (gewalt-
orientierter) Rechtsextremist/innen hat sich gegen-
über den Vorjahren erneut erhöht (BMI 2025b). An-
gesichts dieser Entwicklung wird die Arbeit zivilge-
sellschaftlicher Organisationen, welche diese Phä-
nomene adressieren, insbesondere der Mobilen 
Beratung, der Opfer- und Betroffenenberatung und 
der Distanzierungs- und Ausstiegsberatung, immer 
wichtiger. 

In den vergangenen Jahren konnten die Beratungs-
stellen Unterstützung für Betroffene von extremis-
tischen Angriffen, aber auch notwendige Präventi-
onsarbeit im Handlungsfeld leisten (vgl. Haase et al. 
2024). Gleichzeitig prägen zunehmend komplexe 
Problemlagen, schwierige Rahmenbedingungen so-
wie ein Anstieg von Bedrohungslagen die Arbeit der 
Beratungsstellen. 

In Deutschland wird die Arbeit der verschiedenen 
Beratungen insbesondere vom Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ gefördert. Das Working Paper 
fokussiert die aktuellen Rahmenbedingungen der 
Arbeit von Beratungsstellen des Bundesprogramms 
im Programmbereich „Landes-Demokratiezentren“ 
und bei der Prävention von Rechtsextremismus. Es 
zeigt, dass die Beratungsstellen vor multiplen Her-
ausforderungen stehen. Diese manifestieren sich in 
steigenden Beratungsanfragen, einer komplexer 
werdenden Fallarbeit sowie in den Versuchen 
rechtsextremer Akteure, Parteien und Medien, die 
Beratungsarbeit zu delegitimieren. Das Paper 
schließt an bestehende Studien zu Bedrohungsla-
gen (Ratzmann & Pöggel 2024; Sommer & Ratz-
mann 2022; Weiberg & Schöll 2025) und zu Rah-
menbedingungen der Beratungsarbeit an (Haase et 
al. 2024), und erweitert diese um neue Erkennt-
nisse. 

 
 
1 Direkte Zitate aus den Interviews werden im Text mit „FG“ (Fokusgruppe Beratungsstellen) sowie „I_LDZ“ (Interviews Landes-Demokratiezen-
tren) zitiert. 

Methodisch basiert die Studie auf einer Dokumen-
tenanalyse der Sekundärliteratur sowie einer Fo-
kusgruppendiskussion mit Vertreter*innen der drei 
oben genannten Beratungsstellen und deren Dach-
verbänden, die im Juli 2025 stattfand. Darüber hin-
aus wurden 16 leitfadengestützte Interviews mit al-
len Landes-Demokratiezentren (LDZ) zwischen Ap-
ril und Juni 2025 durchgeführt.1 Die LDZ sind für die 
Koordination und Förderung der Beratungsstellen 
auf Landesebene verantwortlich. Nach einem kur-
zen Überblick über die Strukturen der Beratungs-
stellen werden die Rahmenbedingungen der Bera-
tungsarbeit sowie die aktuellen Entwicklungen in 
der Fallarbeit diskutiert. Abschließend richtet das 
Working Paper den Fokus auf sich verschärfende 
Bedrohungslagen, welche die Arbeit zivilgesell-
schaftlicher Akteure besonders herausfordert. 

 

 

2. Beratungsstrukturen im 
Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ 

2.1 Die drei Säulen der Beratungs- 
landschaft 

Die zivilgesellschaftliche Beratungslandschaft der 
Demokratieförderung und Extremismusprävention 
in Deutschland lässt sich grob in drei komplemen-
täre Beratungsformen einteilen, die sich u.a. durch 
ihren Zielgruppenbezug voneinander abgrenzen 
lassen: Während sich die Opfer- und Betroffenen-
beratung an Menschen wendet, die Angriffe oder 
Diskriminierung erfahren haben, konzentriert sich 
die Ausstiegs- und Distanzierungsberatung auf Per-
sonen, die aus extremistischen Milieus aussteigen 
möchten. Die Mobile Beratung hingegen unter-
stützt gesellschaftliche Akteure dabei, präventiv 
gegen Rechtsextremismus und für Demokratie ak-
tiv zu werden. In der Praxis überschneiden sich 
diese Bereiche notwendigerweise, weshalb eine 
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enge Vernetzung und gegenseitige Vermittlung 
zwischen den Beratungsformen essenziell ist. 

Diese Beratungslandschaft wird über das Bundes-
programm „Demokratie leben!" im Programmbe-
reich „Landes-Demokratiezentren“ finanziert (vgl. 
BMBFSFJ). Ergänzend fließen Landesmittel in die 
Förderung ein. In jedem Bundesland bilden die Lan-
des-Demokratiezentren (LDZ) eine zentrale Koordi-
nations- und Vernetzungsstelle. Sie koordinieren 
die Beratungsstrukturen und fungieren als Schnitt-
stelle zwischen ihnen und weiteren Akteuren. In 
den vergangenen Jahren konnten die LDZ die Bera-
tungsstrukturen bei ihrer zunehmenden Etablie-
rung und Professionalisierung der Beratungsarbeit 
unterstützen, die Vernetzung verbessern und Qua-
litätsentwicklungsprozesse vorantreiben (vgl. 
Haase et al. 2024). Daneben organisieren sich die 
Beratungsstellen in Dachverbänden, was den fach-
lichen Austausch zwischen den Bundesländern wei-
ter fördert und zur Entwicklung von Qualitätsstan-
dards beiträgt. 

2.2 Mobile Beratung  

Die Mobile Beratung (MB) stellt flächendeckend 
Beratungsangebote gegen Rechtsextremismus zur 
Verfügung. Deutschlandweit existieren über 60 
Standorte mit unterschiedlichen strukturellen Aus-
prägungen. 

Die Trägerschaft bildet die Breite der Zivilgesell-
schaft in den Bundesländern ab. Beispiele umfas-
sen zivilgesellschaftliche Organisationen, Wohl-
fahrtsverbände aber auch Jugendverbände wie den 
Bayerischen Jugendring oder thematisch speziali-
sierte Organisationen wie den Verein für Demokra-
tische Kultur in Berlin oder das NS-Dokumentati-
onszentrum der Stadt Köln.  

2.3 Opfer- und Betroffenenberatung  

Die Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassis-
tischer und antisemitischer Gewalt sind an bundes-
weit 30 Standorten vertreten. 

Neben der regulären Opfer- und Betroffenenbera-
tung (OB) haben sich spezialisierte Beratungsstel-
len etabliert, darunter zum Beispiel OFEK e.V. als 
Beratungsstelle bei antisemitischer Gewalt und Dis-
kriminierung, die inzwischen in Berlin, Hessen, 

Sachsen, Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg 
vertreten ist. Bremen verfügt zusätzlich über eine 
spezialisierte Beratungsstelle für LSBTIQ*-Geflüch-
tete. 

Die Trägerschaft umfasst sowohl etablierte Organi-
sationen wie ReachOut in Berlin, den Evangelischen 
Regionalverband Frankfurt und Offenbach als auch 
Selbstorganisationen wie die Türkischen Gemein-
den in Baden-Württemberg und Schleswig-Hol-
stein. Teilweise sind Opfer- und Mobile Beratung 
bei demselben Träger angesiedelt, um Synergien zu 
nutzen. 

2.4 Ausstiegs- und Distanzierungs- 
beratung  

Die Ausstiegs- und Distanzierungsberatung (ADA) 
unterstützt Personen dabei, aus extremistischen 
Szenen auszusteigen und bietet daneben häufig 
Angehörigenberatung an. Bundesweit gibt es etwa 
25 Standorte mit unterschiedlichen Schwerpunkt-
setzungen. Unter den Trägern finden sich dabei ak-
tive Organisationen wie Violence Prevention Net-
work oder das Christliche Jugenddorfwerk Deutsch-
lands e.V., aber auch regional spezialisierte Träger 
mit langer Arbeitserfahrung wie Rote Linie Hessen 
oder KAST e.V. in Schleswig-Holstein. Viele ADA-
Stellen fokussieren Rechtsextremismus, während 
religiös begründeter Extremismus häufig durch se-
parate Strukturen abgedeckt wird. Einige Bundes-
länder wie Baden-Württemberg und das Saarland 
bieten phänomenübergreifende Beratung an. Oft-
mals gibt es zum religiös begründeten Extremismus 
eigene Angebote in Landesministerien und insbe-
sondere den Verfassungsschutzbehörden. 

 

 

3. Rahmenbedingungen der 
Beratungsarbeit 

3.1 Steigendes Fallaufkommen 

Die Ausgangssituation der Beratungsstellen, die be-
reits in anderen Studien und Berichten (vgl. Haase 
et al. 2024; Pöggel 2024) analysiert wurde, stellt 
sich 2025 wie folgt dar: Einerseits ist eine zuneh-
mende Professionalisierung zu beobachten. Dies 
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zeigt sich in einer wachsenden Etablierung der Be-
ratungsstrukturen, sowie in einer guten Vernet-
zung unter den Beratungsstellen, mit Fördergebern 
und mit Regelstrukturen (wie z.B. Sicherheitsbe-
hörden, Kommunalverwaltungen und Justiz). Die 
Akteure kennen sich, treten bedarfsbezogen in 
Kontakt und nutzen etablierte Austauschformate. 

Gleichzeitig werden die Rahmenbedingungen 
durch ein Missverhältnis zwischen Beratungsbedarf 
und vorhandenen Mitteln, kurzfristiger Projektfi-
nanzierung und Personalfluktuation beeinträchtigt 
(vgl. ebd.). Die gegenwärtige Ausstattung wird von 
Beratungsstellen als „knapp bemessen“ beschrie-
ben (FG_P1), insbesondere bei der Arbeit im ländli-
chen Raum, wo Mitarbeitende viel reisen müssen, 
große Regionen betreuen und der Zugang zu Ziel-
gruppen (sowie aufsuchende Arbeit) herausfor-
dernd ist. 

Die Datenerhebung bei den Beratungsstellen und 
den Landes-Demokratiezentren weist auf einen 
deutlichen Anstieg des Fallaufkommens in den letz-
ten Jahren hin, was die oben beschriebene Situa-
tion nochmals verschärft (vgl. VRBG 2025). Auf den 
erhöhten Bedarf wurde in einigen Bundesländern 
bereits mit einer Aufstockung von Mitteln reagiert. 
Gleichzeitig stieg das Beratungsaufkommen weiter 
an, wie Koordinierungs- und Beratungsstellen über 
alle Beratungsformen und Bundesländer hinweg 
berichten. 

Dies stellt Beratungsstellen vor Herausforderun-
gen. Beratungsanfragen können nicht immer zeit-
nah und allumfänglich mit den vorhandenen Res-
sourcen und Personal bearbeitet werden. Viele Be-
ratungsstellen sind bei der Bearbeitung von Bera-
tungsfällen stark ausgelastet, andere können Teil-
aufgaben wie die proaktive Fallrecherche nur noch 
eingeschränkt leisten – obwohl dies für die Ziel-
gruppenerreichung und die Zugänglichkeit der An-
gebote „wahnsinnig wichtig wäre“ (FG_P1). Es sei 
derzeit nur möglich, den „Ist-Zustand“ zu halten, 
nicht aber, die Beratungsarbeit weiter auszubauen 
(FG_P2). Gleichzeitig wäre dies jedoch in Anbe-
tracht eines erhöhten Phänomenaufkommens bei 
Antisemitismus, Rassismus und Rechtsextremis-
mus besonders wichtig. Eine Beratungsstelle fasst 
dies folgendermaßen zusammen: 

„Manche Teams sind an der Belastungs-
grenze schon längst angekommen, müssen 
Beratungsstopps einführen, […] Wir müs-
sen dann priorisieren, welche Fälle akuter 
oder virulenter sind […]. Manche Sachen 
stellen wir nach hinten an. Bildungsarbeit 
machen wir so gut wie gar nicht mehr. Bil-
dungs- und Sensibilisierungsarbeit ist ein-
fach ressourcentechnisch unmöglich, wenn 
sie außerhalb der Beratungskontexte 
liegt.“ (FG_P4) 

Die zunehmende Priorisierung in der Fallbearbei-
tung und im Aufgabenspektrum der Beratungsstel-
len ist ein durchgängiges Ergebnis in allen Datener-
hebungen bei Beratungsstellen und Landes-Demo-
kratiezentren. 

Denn insgesamt bleibt die Finanzierung der Bera-
tungsstellen – trotz erfolgter Mittelerhöhungen – 
schwierig. Dieses scheinbare Paradox löst sich auf, 
wenn die realen Kosten und die Höhe der aktuellen 
Förderung einander gegenübergestellt werden: In 
Anbetracht von Tarifsteigerungen und Inflation hat 
de facto ein Rückgang der Finanzierung stattgefun-
den. Die Beratungsstellen leben von vergangenen 
Investitionen, etwa bei technischer Ausstattung 
und streichen bereits jetzt bei Sachkosten. Diese 
Ressourcenknappheit beeinträchtigt teils auch die 
Möglichkeit zur weiteren Vernetzung und Sensibili-
sierung von Regelstrukturen für das Thema Rechts-
extremismus. Die eigentliche Fallarbeit hat Vorrang 
und andere Aufgabenfelder müssen häufig gekürzt 
werden. 

3.2 Verschärfte Problemlagen und kom-
plexere Beratungsfälle 

Neben dem Anstieg der Fallzahlen sind die Bera-
tungsstellen auch mit komplexer werdenden Prob-
lemlagen in Bezug auf ihre Zielgruppen konfron-
tiert. Das Handlungsfeld der Beratungsarbeit hat 
sich gerade in den letzten Jahren noch einmal er-
weitert. Innergesellschaftliche Konflikte und die ak-
tuelle (welt-)politische Lage spielen zunehmend 
eine Rolle. Zu nennen sind etwa der Anstieg von An-
tisemitismus und antimuslimischem Rassismus 
nach dem 7. Oktober 2023 (vgl. CLAIM 2025; RIAS 
2025; Weiberg et al. 2025), aber auch ein Anstieg 
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von Betroffenen aus der LSBTIQ*-Community so-
wie zunehmende Angriffe auf CSD-Paraden (vgl. 
Amadeu Antonio Stiftung o.J.; BMI 2025a). Durch 
die komplexer werdenden Problemlagen wird u.a. 
die Fallbearbeitung zeitintensiver: 

„Die mehrfache Komplexität von Fällen, 
also sprich psychische Belastung von Bera-
tungsnehmer*innen wird immer extremer. 
[…] Menschen geht es einfach immer 
schlechter. Und das ist sehr spürbar. Und 
dementsprechend brauchen natürlich Be-
ratungen auch immer mehr Zeit.“ (FG_P2) 

Neben Antisemitismus, antimuslimischem Rassis-
mus und LSBTIQ*-Feindlichkeit nimmt insbeson-
dere die Radikalisierung junger Menschen als Prob-
lemlage zu. Viele Beratungsstellen berichten, dass 
die Zielgruppe im Handlungsfeld Rechtsextremis-
mus immer jünger wird. „Es ist wieder cool, rechts 
zu sein“, wie ein*e Interviewpartner*in es formu-
liert (FG_P3). Dabei ist das Aufkommen rechtsext-
remer Jugendgruppen wie die sogenannte „letzte 
Verteidigungswelle“ zu nennen (vgl. BKA 2025b), 
aber auch die zunehmende Radikalisierung über so-
ziale Medien sowie der Bereich der digitalen Ge-
walt. Hier ergeben sich für Beratungsstellen neue 
Herausforderungen. Zugänge zu Zielgruppen sind 
im digitalen Raum deutlich schwerer und Ak-
teur*innen nicht immer einfach zu identifizieren. 
Außerdem gibt es kaum Rechte für Betroffene und 
Lücken im Opferschutz, wenn Angriffe von minder-
jährigen Täter*innen verübt werden, wie die Teil-
nehmer*innen im Fokusgruppengespräch anmer-
ken. Die Beratungsstellen müssen dazu ihr Angebot 
und ihre Arbeitsweise anpassen sowie neue Zu-
gänge zu Zielgruppen erschließen. 

Durch eine jünger werdende Zielgruppe rückt au-
ßerdem der Sozialraum Schule noch stärker in den 
Fokus der Arbeit von Beratungsstellen. Der Bereich 
Schule verzeichnet einen deutlichen Anstieg von 
Fallzahlen und Anfragen an Beratungsstellen. Ein*e 
Mitarbeiter*in einer Ausstiegs- und Distanzierungs-
beratung beschreibt es folgendermaßen: 

„Wir merken, dass unsere Zielgruppen im-
mer jünger werden. Wir haben teilweise 
jetzt schon in der Ausstiegsarbeit mit Per-
sonen, die 12, 13 sind, zu tun. Wir haben 

Anfragen aus Schulen schon aus der 4., 5., 
6. Klasse, was wir vorher nie hatten. Also, 
es geht immer früher los. […] Wir werden 
momentan von Anfragen aus Schulen über-
rannt. Also, das geht total hoch. Und wir 
wissen gerade gar nicht mehr, wie wir da-
mit umgehen können.“ (FG_P5)  

Laut Beratungsstellen fehlt es an Medienkompe-
tenz bei Schüler*innen und Lehrkräften (etwa Fak-
tenchecks für soziale Medien) sowie an präven-
tiven Angeboten. Zudem besteht eine Überlastung 
vieler Schulen insgesamt (FG_P3), was die Situation 
zusätzlich verschärft. Beratungsstellen können in 
diesem Kontext keine schnelle „Feuerwehr“ sein 
(FG_P3) oder strukturelle Probleme mit ihrer Arbeit 
aufheben. 

Neben dem Fokus auf rechte Jugendgruppen be-
steht die Umsetzung der Arbeit gegen Rechtsextre-
mismus in (post-)migrantischen Communitys, wie 
etwa in Hinblick auf die Gruppierung der „Grauen 
Wölfe“, als weitere inhaltliche Herausforderung. 
Hier ist die Zielgruppe teils selbst von Diskriminie-
rung und Rassismus betroffen, gleichzeitig aber 
auch in rechtsextreme Strukturen involviert. In die-
sen Fällen müssen Beratungsstellen Zugänge an-
passen und Vernetzungen ausbauen. Berater*in-
nen müssen sich außerdem zunehmend mehrspra-
chig aufstellen und diversere Strukturen schaffen, 
da diese teils noch als  „recht weiß gelesen“ werden 
(FG_P4). Dies lässt sich jedoch nur partiell im nor-
malen Arbeitsalltag bewältigen und erfordert zu-
sätzliche Ressourcen (FG_P5). 

3.3 Zunehmende Bedrohungslagen und 
Delegitimierung der Beratungsarbeit 

Als weitere Einschränkung nennen Beratungsstel-
len zunehmende Bedrohungslagen ihrer Arbeit. 
Diese Entwicklung deckt sich mit den Erkenntnissen 
früherer Studien (Ratzmann & Pöggel 2024; Som-
mer & Ratzmann 2022). Der Umgang mit Bedro-
hungen bindet viele Ressourcen, die dann für die 
eigentliche Beratungsarbeit fehlen. 

Zum einen berichten Beratungsstellen von einer zu-
nehmenden Diffamierung und gezielten Versu-
chen, ihre Arbeit sowie die Extremismusprävention 
insgesamt zu delegitimieren – zum Beispiel durch 
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rechtsextreme Akteur*innen, Parteien und Me-
dien. Darüber hinaus bereiten anstehende (Land-
tags-)Wahlen einigen Beratungsstellen Sorgen – 
insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern 
–, da eine Zunahme der rechtsextremen Stim-
mungslage sowie eine abnehmende politische Un-
terstützung auf Landesebene befürchtet werden.2 
Hier brauche es eine starke fachliche wie politische 
Verteidigung der Beratungsarbeit seitens der För-
dergeber und Entscheidungsträger/Ministerien. 

Zum anderen sind Beratungsstellen und ihre Mitar-
beitenden konkreten Angriffen in ihrer alltäglichen 
Arbeit ausgesetzt. Diese reichen von verbalen Be-
leidigungen über Vandalismus und Sachbeschädi-
gungen (z.B. von privaten PKWs der Mitarbeiten-
den) bis hin zu Gewaltandrohung und tatsächlicher 
physischer Gewalt. Das folgende Zitat eine*r Teil-
nehmer*in im Fokusgruppengespräch verdeutlicht 
die Situation exemplarisch: 

„Wir sind zunehmend in Schulen unterwegs 
und müssen uns da noch mal ganz neue Si-
cherheitskonzepte überlegen, weil es nicht 
mehr möglich ist, dass die Mitarbeitenden 
in der Hofpause auch einfach über den 
Schulhof geführt werden, weil eben die Be-
drohung dann schon da ist, dass dann auch 
Schüler*innen ihr Handy zücken und dann 
die Kamerad*innen rufen und man dann 
halt sieht, dass einschlägige Fahrzeuge vor-
gefahren kommen und auf unsere Mitar-
beitenden warten. Also das sind ganz neue 
Lagen, da haben wir uns früher gar keine 
Gedanken gemacht.“ (FG_P5)  

Daraus resultiert ein steigender Schutzbedarf für 
Beratungsstellen und deren Mitarbeitende. Beson-
ders im ländlichen Raum wird die Gefährdungslage 
für Berater*innen als hoch eingeschätzt. Sicher-
heits- und Schutzkonzepte werden für Beratungs-
teams als „unabdingbar“ beschrieben (FG_P7). Dies 
beinhaltet beispielsweise bestimmte räumliche 

 
 
2 Dies war zuletzt bereits bei einigen Demokratieprojekten und Partnerschaften für Demokratie auf lokaler Ebene der Fall (vgl. Feuerbach 2025; 
WochenKurier 2025). 

Vorkehrungen für Büros, das Nutzen von Dienstwa-
gen, Beratungsarbeit in Zweier-Teams bei Außen-
terminen, das Vermeiden der Nennung von Nach-
namen der Mitarbeitenden sowie die Sperrung von 
Namen in Melderegistern. Gerade Letzteres wird 
von Beratungsstellen als sehr behäbig kritisiert, da 
es regional sehr unterschiedlich ist, wie schnell und 
einfach entsprechende Melderegistersperren 
durch lokale Behörden erfolgen. Hier besteht die 
Forderung, dass es Einheitlichkeit im Verfahren ge-
ben muss und es eine stärkere Sensibilisierung ent-
sprechender Behörden braucht (FG_P7). 

Beratungsstellen können zudem aufgrund ihrer 
Struktur nur sehr unterschiedlich gegen Bedro-
hungslagen vorgehen. Während große Träger häu-
fig mehr Ressourcen und finanzielle Möglichkeiten 
haben, sind kleinere Träger und Selbstorganisatio-
nen potenziell stärker von Angriffen betroffen. Sie 
benötigen zusätzliche Schutzmaßnahmen. Hier ist 
besondere Unterstützung durch Politik und Förder-
geber notwendig. 

 

4. Fazit und Ausblick 

Die Arbeit der zivilgesellschaftlichen Beratungsstel-
len gewinnt angesichts steigender Zahlen von Ge-
walt und Radikalisierung zunehmend an Bedeu-
tung, steht zugleich jedoch aktuell vor erheblichen 
Herausforderungen. 

Einerseits sind die Rahmenbedingungen der Bera-
tungen durch eine Reihe von Faktoren positiv ge-
kennzeichnet. Dazu zählen die strukturelle Institu-
tionalisierung in zugehörigen Verbänden, ein hoher 
Professionalisierungsgrad der Mitarbeitenden, der 
Ausbau von Qualitätsstandards, ein guter Zielgrup-
penzugang sowie die etablierte Vernetzung mit 
staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren im 
Themenfeld.  

Andererseits sind die Beratungsanfragen in den 
vergangenen Jahren so stark angestiegen, dass sie 
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mit den vorhandenen Ressourcen kaum noch adä-
quat bearbeitet werden können – teilweise stehen 
Beratungsstopps kurz bevor. In der Zielgruppenar-
beit differenzieren sich die Problemlagen weiter 
auf, insbesondere durch immer jünger werdende 
rechtsextreme Jugendgruppen, eine zunehmende 
Radikalisierung in und durch soziale Medien sowie 
im Umfeld von Schulen. Darüber hinaus sind die Be-
ratungsstellen mit wachsenden Bedrohungslagen 
und Delegitimierungsversuchen konfrontiert.  

All dies erfordert einen weiteren Ressourcenein-
satz der ohnehin schon stark ausgelasteten Bera-

tungsstellen. Teils wird die eigentliche Beratungs-
arbeit durch diese Herausforderungen beeinträch-
tigt und Beratungsstellen können ihr Potenzial 
nicht voll ausschöpfen. 

Die Auswertung der aktuellen Situation unter-
streicht, dass die Arbeit der Beratungsstellen wei-
terhin so gut wie möglich auf politischer Ebene ge-
fördert, geschützt und unterstützt werden muss. 
Aktuelle Entwicklungen wie der Anstieg von Fall-
zahlen, neue Herausforderungen in der Arbeit mit 
Zielgruppen sowie Bedrohungslagen müssen hier 
Berücksichtigung finden.
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